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§ 1 

Art der Wasserlieferung, Wasserbeschaf-
fenheit 

(1) Der Verband beliefert seine Abnehmer mit 
Trink- oder Rohwasser. Änderungen der Be-
schaffenheit und des Druckes sind vorbehal-
ten. Wesentliche Änderungen in der Was-
serbeschaffenheit sind den Abnehmern 
rechtzeitig mitzuteilen.  

(2) Zur Überwachung des Trinkwassers werden 
regelmäßig die erforderlichen Wasserunter-
suchungen vorgenommen, deren Ergebnis 
den Abnehmern mitgeteilt wird. 

 

§ 2 

Technische Anlagen und Einrichtungen 
des Verbands 

(1) Der Verband errichtet, unterhält und betreibt 
die Verbandsanlagen nach den anerkannten 
Regeln der Technik.  

(2) Die Verbandsmitglieder können die Anlagen 
nach vorheriger Anmeldung im Beisein ei-
nes Vertreters des Verbands besichtigen 
und in die Pläne Einsicht nehmen.  

(3) Die verbandseigenen Einrichtungen in den 
Wasserübergabeanlagen dürfen nur von Be-
diensteten des Verbands betätigt werden. 
Beauftragte der Abnehmer sind hierzu nur 
aufgrund besonderer Ermächtigung berech-
tigt. 

 

§ 3 

Anschluss an die Verbandsanlagen 

(1) Der Verband beliefert die Abnehmer über 
die Wasserübergabeanlagen, die unmittel-
bar bei den Verbandsanlagen liegen. Für je-
den Abnehmer soll, wenn nicht besondere 
Gründe vorliegen, nur ein Anschluss herge-
stellt werden. 

(2) Der Anschlussschacht, die Einrichtungen für 
die Wasserübergabe und der Leitungsan-
schluss werden vom Verband erstellt, unter-
halten und erneuert. Wünsche der Abneh-
mer werden nach Möglichkeit berücksichtigt. 
Die Kosten der Erstellung oder Änderung, 
die durch den Abnehmer verursacht werden, 
hat der Abnehmer zu ersetzen.  

(3) Die Anschlussleitung des Abnehmers ist 
grundsätzlich ohne Unterwegsanschlüsse 
bis zum Behälter zu führen und mündet dort 
in der Regel über Übereich aus. Diese  
 

Anlagen sind von dem Abnehmer so zu er-
stellen und instand zu halten, dass jederzeit 
eine geordnete Wasserübergabe und -ab-
nahme gesichert ist. Entsprechende Planun-
terlagen sind dem Verband vor der Ausfüh-
rung zur Stellungnahme zuzuleiten. Ände-
rungen, die Einfluss auf die Wasserüber-
gabe haben, sind zuvor mit dem Verband 
abzustimmen. Die Beauftragten des Ver-
bands sind berechtigt, diese Anlagen zu prü-
fen und zu diesem Zweck zu betreten. Etwa-
ige Mängel sind ohne Verzug zu beseitigen. 

 

§ 4 

Wassermenge 

(1) Den Verbandsmitgliedern stehen die in der 
Anlage zur Verbandssatzung aufgeführten 
Bezugsrechte zuzüglich der auf Zeit gewähr-
ten Bezugsrechte zu. Die aus hygienischen 
Gründen ständig abzunehmende Menge 
wird vom Verband festgesetzt. 

(2) Bei Bedarf wird den Verbandsmitgliedern 
vorübergehend eine Überziehung ihrer Be-
zugsrechte nach Abs. 1 Satz 1 zugestanden, 
wenn dies ohne Beeinträchtigung der An-
sprüche der übrigen Verbandsmitglieder und 
vertraglichen Abnehmer möglich ist. Für die 
Abrechnung dieser Wassermengen gilt § 16 
Abs. 4 der Verbandssatzung. 

(3) Wenn ein Verbandsmitglied in drei aufeinan-
der folgenden Jahren seine Bezugsrechte in 
Abs. 1 Satz 1 überzogen hat, kann der Ver-
band die zusätzliche Wasserlieferung ein-
stellen und das Verbandsmitglied zur Erhö-
hung seines Bezugsrechts auffordern. 

 

§ 5 

Wassermessung 

(1) Der Verband misst die von dem Abnehmer 
bezogene Wassermenge unmittelbar vor der 
Wasserübergabestelle. Als bezogen gilt 
auch ungenutzt aus den Anlagen des Ab-
nehmers abgeflossenes Wasser (z.B. durch 
Leitungsschäden). Der Wasserbezug wird in 
der Regel einmal monatlich (Ablesezeit-
raum) ermittelt. 

(2) Der Verband überprüft seine Wassermess-
anlagen in regelmäßigen Zeitabständen. 
Der Abnehmer kann jederzeit die Nachprü-
fung der Messeinrichtung nach § 39 des 
Mess- und Eichgesetzes (MessEG) verlan-
gen. Die Kosten der Prüfung fallen dem Ver-
band zur Last, falls die Abweichung die ge-
setzlichen Verkehrsfehlergrenzen über-
schreitet, sonst dem Abnehmer. Wenn hier-
bei eine Abweichung festgestellt wird, die 
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über die Verkehrsfehlergrenzen hinausgeht, 
so wird für die Zeit von der letzten Ablesung, 
deren Ergebnis anerkannt richtig war, bis zur 
Auswechslung der Wassermesseinrichtung 
der durchschnittliche Tagesverbrauch des 
Ablesezeitraums zugrunde gelegt, der der 
letzten anerkannt richtigen Ablesung vo-
rausgeht. Sind die Verhältnisse während 
dieses Zeitraums offensichtlich anders, so 
wird dies bei der Berechnung berücksichtigt  

(3) Der Abnehmer kann auf seine Kosten unmit-
telbar hinter der Messeinrichtung des Ver-
bands eine eigene Messeinrichtung ein-
bauen. 

 

§ 6 

Unterbrechung der Wasserlieferung 

(1) Wird der Verband oder ein Abnehmer durch 
höhere Gewalt im eigenen Betrieb oder 
durch unanfechtbare behördliche Maßnah-
men oder durch andere mit zumutbaren Mit-
teln nicht abwendbare Umstände daran ge-
hindert, das Wasser zu fördern oder fortzu-
leiten oder die vereinbarten Mengen einzu-
halten, so ruht die Verpflichtung auf Liefe-
rung oder Abnahme bis die Hindernisse oder 
Störungen beseitigt sind. Betriebsstörungen 
sind unverzüglich mit jeder möglichen Be-
schleunigung zu beheben. 

(2) Instandsetzungsarbeiten, Änderungen an 
den Betriebsanlagen, Neuanschlüsse oder 
sonstige Betriebsarbeiten bei dem Verband 
oder einem Abnehmer, durch welche Unter-
brechungen verursacht werden, sind mög-
lichst in abnahmeschwache Zeiten zu verle-
gen. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die 
satzungs- und vertragsmäßigen Verpflich-
tungen möglichst bald wieder erfüllt werden 
können.  

(3) Der Beginn und die voraussichtliche Dauer 
einer Unterbrechung oder Einschränkung 
sind im Falle des Abs. 1 unverzüglich, im 
Falle des Abs. 2 rechtzeitig, wenn möglich 
mindestens 2 Tage vorher dem Abnehmer 
bzw. dem Verband mitzuteilen. 

(4) Wenn und solange der Verband nicht in vol-
lem satzungs- und vertragsmäßigem Um-
fang Wasser bereitstellen kann, wird die Lie-
ferung bei allen betroffenen Abnehmern im 
Verhältnis ihrer Bezugsrechte gekürzt.  

(5) Unterbrechungen der Wasserlieferung nach 
Abs. 1 und 2 lassen die Verpflichtung des 
Abnehmers zur Zahlung der Festkostenum-
lage gem. § 16 Abs. 1 der Verbandssatzung 
unberührt. Die Grundlast gem. § 16 Abs. 2 
Satz 2 der Verbandssatzung wird für jeden 

vollen Tag einer vom Abnehmer nicht ver-
schuldeten Unterbrechung gekürzt, wenn 
die Unterbrechung mindestens 3 volle Tage 
gedauert hat. 

 

§ 7 

Sicherung der Anlagen des Verbands 

(1) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, 
dem Verband die Benützung ihres Grundei-
gentums zur Einlegung, Veränderung, Un-
terhaltung und Überwachung sowie zum Be-
trieb seiner Rohrleitungen mit deren Be-
standteilen und Zubehör unentgeltlich zu ge-
statten; das Nähere ist im Einzelfall zu ver-
einbaren. Der Bestand und der Schutz vor-
handener baulicher Anlagen sind zu ge-
währleisten. Für entstandene Weg- und 
Flurschäden hat der Verband Schadener-
satz zu leisten. Die Verbandsmitglieder kön-
nen kein Eigentum an diesen Anlagen gel-
tend machen. Vor Veränderungen an den 
Grundstücken, die den Bestand der Leitun-
gen mit Zubehör gefährden oder deren Be-
nützung erschweren, ist das Einvernehmen 
des Verbands herbeizuführen.  

(2) Die Verbandsmitglieder haben bei der Ver-
äußerung von Grundstücken, in denen sich 
solche Anlagen des Verbands befinden, die 
Verpflichtung, dafür zu sorgen, dass die Er-
werber an den betroffenen Grundstücken 
beschränkte persönliche Dienstbarkeiten 
zugunsten des Zweckverbands Landeswas-
serversorgung bestellen. Die Gebühren für 
die Bestellung der Dienstbarkeiten trägt der 
Verband. 

(3) Bei der Aufstellung von Flächennutzungs-
plänen und Bebauungsplänen werden die 
Verbandsmitglieder den Schutzbedürfnis-
sen der Anlagen des Verbands im Beneh-
men mit diesem Rechnung tragen. Der Ver-
band ist zu Bauvorhaben im Bereich seiner 
Anlagen aufgrund von § 55 der Landesbau-
ordnung zu hören. 

(4) Verbandsmitglieder, die aufgrund ihrer Be-
zugsrechte Gemeinden mittelbar oder un-
mittelbar mit Wasser beliefern, haben eine 
Erklärung dieser Gemeinden herbeizufüh-
ren, dass sie die in Abs. 1 bis 3 aufgeführten 
Verpflichtungen zugunsten des Verbands 
übernehmen. 
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§ 8 

Wasserabgabe an Vertragsabnehmer, 
zur Notstandsversorgung u. ä. 

(1) Soweit in dieser Wasserabgabeordnung 
Bestimmungen für Abnehmer des Verbands 
getroffen werden, gelten diese auch für Dau-
erabnehmer, die nicht Verbandsmitglieder 
sind. Der Verband kann für diese zusätzliche 
Vertragsbedingungen festlegen.  

(2) Der Verband liefert Wasser grundsätzlich 
nicht an Letztverbraucher. In besonders be-
gründeten Ausnahmefällen kann unter den 
Voraussetzungen des § 5 Abs. 4 der Ver-
bandssatzung Wasser an Letztverbraucher 
abgegeben werden, wenn diese nicht oder 
nur mit unverhältnismäßig hohen Kosten an 
die örtliche Wasserversorgung angeschlos-
sen werden können. Der Abnehmer hat ei-
nen einmaligen Anschlussbeitrag zu entrich-
ten, der dem am Verbrauchsort nach der je-
weiligen Gemeindesatzung zu bezahlenden 
Beitrag entspricht. Die Kosten der Erstellung 
oder Änderung des Leitungsanschlusses, 
die durch den Abnehmer verursacht werden, 
hat der Abnehmer zu ersetzen. Für die Was-
serlieferung ist mindestens der in der Ge-
meinde erhobene Wasserpreis zu berech-
nen. 

(3) Anschlüsse für Not- und Löschwasserver-
sorgung werden im Einzelfall geregelt. Für 
derartige Anschlüsse können einmalige oder 
laufende Beiträge für die Wasservorhaltung 
erhoben werden. 

 

§ 9 

Haftungsausschluss 

(1) Der Verband haftet nicht für Schäden, die 
den Abnehmern unmittelbar oder mittelbar 
daraus entstehen, dass infolge von Betriebs-
störungen, Einschränkungen oder Unterbre-
chungen der Wasserförderung, Änderung 
des Drucks, der Beschaffenheit des Was-
sers oder aus sonstigen Gründen Wasser 
nicht in der vereinbarten Menge oder Be-
schaffenheit geliefert werden kann. Die Gel-
tendmachung von Schadenersatzansprü-
chen wegen vorsätzlicher Schädigung bleibt 
unberührt. Dieser Haftungsausschluss gilt 
auch zugunsten der Organe und Bedienste-
ten des Verbands. 

(2) Erheben Dritte gegen ein Verbandsmitglied, 
in dessen Grundeigentum Leitungen oder 
Anlagen des Verbands nach § 7 verlegt sind, 
Schadenersatzansprüche, die ihre Ursache 
in dem Bestand oder Zustand der Leitungen 
oder Anlagen des Verbands haben, so ist 

der Verband verpflichtet, das Verbandsmit-
glied freizustellen. Das Verbandsmitglied ist 
seinerseits verpflichtet, den Verband unver-
züglich von solchen Schadenersatzansprü-
chen zu unterrichten; es darf ohne Zustim-
mung des Verbands weder die Forderung 
anerkennen noch einen gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Vergleich abschließen.  

 

§ 10 

Fälligkeit von Geldleistungen 

(1) Die Abschlagszahlungen auf die Festkos-
ten- und Betriebskostenumlage nach § 16 
Abs. 5 der Verbandssatzung werden dem 
Verbandsmitglied für jeden Ablesezeitraum 
in Rechnung gestellt. 

(2) Zahlungen an den Verband sind innerhalb 
von 2 Wochen nach dem Tag der Anforde-
rung zu leisten. 

(3) Der Verband erhebt aufgrund von § 19 Abs. 
1 Satz 4 des Gesetzes über kommunale Zu-
sammenarbeit Verzugszinsen in Höhe von 2 
v.H. über dem Basiszinssatz. Die Verzin-
sung beginnt am ersten Werktag nach dem 
Fälligkeitstag, wenn der Betrag nicht spätes-
tens 5 Werktage nach Fälligkeit auf den 
Konten des Verbands gutgeschrieben 
wurde. Bei der Berechnung werden die rück-
ständigen Beträge auf jeweils volle 100 EUR 
nach unten abgerundet. 

(4) Erstattungen des Verbands an das Ver-
bandsmitglied sind 2 Wochen nach Zustel-
lung der Mitteilung zu leisten, wenn die Ver-
bandsversammlung nichts Anderes be-
schlossen hat. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

Diese Wasserabgabeordnung tritt am 1. Januar 
1993 in Kraft. Zugleich tritt die Wasserabgabe-
ordnung vom 25. März 1965 in der Fassung 
vom 14. Nov. 1980 außer Kraft. 

 

Stuttgart, den 10.November 1992 


